
Wie die Modeindustrie ihre 
Arbeiter*innen um  
Mindestlöhne betrügt

Keine Verträge, keine Rechte: 





https://efp.org.pk/wp-content/uploads/2023/11/Sindh-Notification-of-Minimum-Wages-Rs.-32000.pdf




Vereinigungsfreiheit
Obwohl das pakistanische Arbeitsrecht theoretisch 
die Vereinigungsfreiheit schützt, gibt es unzählige  
Berichte über Beschränkungen und Einschüchte-
rungen gegen Versuche, sich zu organisieren und 
Gewerkschaften zu gründen [3]. 

Fabrikeigentümer und -manager wenden dafür 
Taktiken an, wie z. B. die Beibehaltung von Kurz-
zeitverträgen und die Weigerung, trotz langer 
Betriebszugehörigkeit einen unbefristeten Beschäf-
tigungsstatus zu gewähren. Sie entlassen oder 
schikanieren Gewerkschaftsvertreter*innen, um die 
Gründung unabhängiger Gewerkschaften zu 
verhindern und unterstützen häufig falsche "gelbe" 
Gewerkschaften mit vom Management ausgewählten 
oder nicht vorhandenen Mitgliedern. Gewerk-
schafter*innen berichten, dass Fabrikbesitzer häufig 
Bestechungsgelder anbieten, damit die Beschäftigten 
ihre Forderungen zurückziehen. Unter diesen 
Umständen ist es äußerst schwierig, die gesetzlichen 
Anforderungen für die Registrierung von 
Gewerkschaften zu erfüllen, insbesondere wenn 
dafür ein Fünftel der gesamten Belegschaft 
Gewerkschaftsmitglieder sein müssen.  In Fällen, in 
denen sich Arbeiter*innen doch erfolgreich gewerk-
schaftlich organisieren, sehen sich Gewerkschaf-
ter*innen oftmals mit Drohungen und sogar Gewalt

konfrontiert, um sie einzuschüchtern und ihre 
Bemühungen zu unterdrücken. Ein solches Beispiel ist 
der tragische Fall des Gewerkschaftsführers Mustansar 
Randhawa, der 2010 erschossen wurde, sowie zur 
Verhaftung und lebenslangen Inhaftierung von sechs 
weiteren Gewerkschaftsmitgliedern führte. Im Jahr 2012 
wurden ein Dutzend Gewerkschafter*innen nach den 
Antiterrorismusgesetzen angeklagt und mussten 
Verhaftungen und physische Gewalt erdulden. Solche 
Vorfälle zeigen, wie gefährlich das Umfeld für diejenigen 
ist, die sich für die Rechte der Arbeiter*innen einsetzen.  
Auch Befragte der hier vorliegenden Studie gaben an, 
dass die Einschüchterung von Gewerkschaftern bis 
heute gängige Praxis ist.

Die jüngste Ermordung eines Gewerkschaftsführers in 
Bangladesch macht deutlich, dass das derzeitige 
Vertrauen auf Sozialaudits und Zertifizierungen 
zur Gewährleistung der Vereinigungsfreiheit in 
der Bekleidungsindustrie gescheitert ist. Deshalb 
unterstützen wir Human Rights Watch und andere 
zivilgesellschaftliche Organisationen, die - als Reaktion 
auf den Mord - die Markenunternehmen auffordern, 
über Sozialaudits hinauszugehen und gemeinsam mit 
unabhängigen Gewerkschaften Überwachungs- und 
Beschwerdesysteme zu schaffen.
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https://Lieferkettengesetz.de/wp-content/uploads/2021/11/Initiative-Lieferkettengesetz_FAQ-English.pdf
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Das EUROPEAN CENTER FOR CONSTITUTIONAL AND HUMAN RIGTHS (ECCHR) ist eine unabhängige, 
gemeinnützige Rechts- und Bildungsorganisation, die sich für die weltweite Durchsetzung der Bürger- 
und Menschenrechte einsetzt. Sie wurde 2007 von internationalen Menschenrechtsanwälten gegründet, 
um die Rechte, die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sowie in anderen Menschen-
rechtserklärungen und nationalen Verfassungen garantiert werden, mit rechtlichen Mitteln zu schützen 
und durchzusetzen. Gemeinsam mit Betroffenen und Partnern weltweit setzt sich das ECCHR mit 
juristischen Mitteln dafür ein, dass die Verantwortlichen für Folter, Kriegsverbrechen, sexuelle und 
geschlechtsspezifische Gewalt und Ausbeutung durch Unternehmen nicht länger ungestraft bleiben..

ECCHR e. V · Zossener Straße 55-58 - Treppe D · 10961 Berlin, Deutschland · Telefon +49 30 400 485 90 ·  
Fax +49 30 400 485 92 · info@ecchr.eu · www.ecchr.eu

FEMNET e.V. ist eine gemeinnützige Frauenrechtsorganisation, die sich für faire Arbeitsbedingungen für 
Frauen und Mädchen in der globalen Bekleidungsindustrie einsetzt. Durch Kampagnenarbeit und politisches 
Engagement, Bildungs- und Beratungsangebote in Deutschland und Solidaritätsarbeit im Ausland unter-
stützt FEMNET die Arbeiterinnen vor Ort und setzt sich für langfristige, strukturelle Veränderungen 
entlang der textilen Wertschöpfungskette ein. Dazu arbeitet FEMNET eng mit Partnerorganisationen 
in Produktionsländern wie Bangladesch und Indien zusammen und ist Mitglied in der Clean Clothes 
Campaign (CCC), dem Corporate Accountability Network (CorA) und der Initiative Lieferkettengesetz.
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